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Die mißglückte „Demokratisierung
Ein SED-Plan — nach einem halben Jahr betrachtet

( (

V or genau einem halben Jahr versprach die SED auf ihrer 
I I I .  Parteikonferenz der Bevölkerung eine „Entfaltung der 
Dem okratie“ , von deren Existenz man bis dahin nur aus der 
Verfassung wußte. D ie  Tatsache, daß sowohl in  der Sow jet­
union als auch in den Volksdemokratien zu diesem Zeitpunkt 
eine Abkehr vom stalinistiseben Terro r einsetzte, ließ viele 
Menschen in  der Zone auf eine Besserung hoffen. Aber die 
Beschlüsse, der damaligen Parteikonferenz wurden monatelang 
verschleppt. Verwässert und ihres ursprünglichen Inhaltes 
beraubt, hat man sie schließlich „totd iskutiert“ . Heute aber ist 
es notwendig, eine erste Bilanz zu ziehen: W as hat sich ge­
ändert? Und: Haben w ir noch Hoffnung, daß sich das SED- 
System selbst „dem okratisiert“ ?

Greifen w ir  die wichtigsten 
Punkte von damals heraus:
1. D ie Dezentralisierung des 
Staats- und W irtschaftsappa­
rates sollte eine Kontrolle des 
Staatswesens durch die Be­
völkerung ermöglichen und den 
totalen P lanungsw irrwarr be­
seitigen.

2. M it dem Personenkult 
sollte auch die diktatorische 
Befehlsgewalt der SED-Leitun- 
gen verschwinden. 3. Eine um­
fassende W iedergutmachung im 
Parteiapparat sollte a lle jene 
SE D -M itglieder rehabilitieren, 
die als Opfer Ulbrichts dem 
stalinistischen Säuberungswahn 
des Zentralkomitees zum Opfer 
fielen. 4. Eine Justizreform  
sollte die Rechtsgrundlagen des 
Staates wiederherstellen, ver­
gangenes Unrecht beseitigen 
und w illkürliche 'Handlungen 
der Polizeiorgane unterbinden. 
A u f die ökonomischen Verspre­
chungen soll hier vorsichtshal­
ber erst gar nicht eingegangen 
werden.

Lächerliche Vollmachten
Das einzige, was man durch 

Volkskammerbeschluß w en ig­
stens in Gesetzesform kleiden 
konnte, w ar die Dezentralisie­
rung des Staatsgefüges. D ie 
Gemeinden und Kreise, die ja  
eigentlich die Grundlage des 
Staates bilden, sollten plötz­
lich w ieder in den Genuß der 
ihnen verfassungsmäßig garan­

tierten Rechte kommen. Die 
P rax is  offenbart sich uns in 
diesen Tagen : Es sind gerade­
zu lächerliche Vollmachten, die 
man den „untersten Staats­
organen“ zugeb illig t hat. Ein 
Bürgerm eister hat je tz t zwar 
gerade soviel Vollmachten w ie 
ein kleiner Stadtschreiber in 
der westlichen Demokratie, aber 
R eg ierung und Räte der Be­
zirke kümmern sich nicht ein­
mal um diese Änderung. P lö tz ­
lich bestimmen beide, der Rat 
des Kreises und der Minister. 
Und da die Sowjetzone ein zen­
tralistischer Staat ist, w ird  
genau das gemacht, was in 
Berlin  beschlossen wurde. Bür­
germ eister und Rat des Kreises 
dürfen nur stumm registrieren.

So ist es auch m it dem P e r ­
sonenkult. W e r  jahrelang: g e ­
wohnt war, andere fü r sich 
denken zu lassen, w ird  nicht, 
über Nacht ein brauchbarer 
Demokrat. D er Personenkult 
blüht nach w ie vor, die eigene 
In itia tive  ist v ie l zu gefährlich. 
Zumal, wenn, w ie in der SED, 
eine Parteid iszip lin  dahinter­
steht. D ie W iedergutmachung 
in  der SED aber wurde erst 
gar nicht begonnen. Man hat 
seine unschuldig gemaßregel- 
ten Genossen aus den’ Jahren 
1950 bis 1953 gnädig auf. kleine, 
unwichtige Posten abgeschoben, 
aber nicht m it einem W ort die 
begangenen Feh ler anerkannt.

Und wen das Unrecht als 
N icht-SED-M itglied traf, der 
sitzt heute noch fü r D inge im 
Gefängnis, die längst nicht 
mehr strafbar sind.

Justizterror unverändert
Jeder kann dies aus Bei­

spielen seiner nächsten Um­
gebung bestätigen: D er Justiz­
terror ist unverändert geb lie­
ben! Zwar bemüht man sich, 
die Form  zu wahren und keine 
direkten Verfassungsbrüche zu 
begehen, aber die Höhe der 
U rteile und die A rt der g e ­
ahndeten „Verbrechen“  zeigen 
keine Abkehr . vom stalinisti­
schen Prinzip . Längst hat man 
die wahren Ursachen der 
Fluchtbewegung aus der Zone 
zugegeben, die unsozialen V er­
hältnisse in vielen Zweigen der 
verstaatlichten W irtschaft zu­
gegeben —  trotzdem  aber ver­
urteilt man noch immer Zoiien- 
bewohner wegen angeblicher 
„Abw erbung“ zu hohen Zucht­
hausstrafen. E in H eer kommu­
nistischer „Abw erber“ reist in 
der Bundesrepublik ungestraft 
umher, um Fachleute fü r den 
Fünfjahresplan in die Zone zu 
lockern D ie SED selbst brüstet 
sich m it entsprechenden E r­
folgszahlen. Im  umgekehrten 
Falle  aber —  den es in dieser 
Form  nicht einmal g ib t — w ird 
dies als „Staatsverbrechen“ ver­
fo lgt.

Längst ist es still geworden 
um die „Entfaltung der Demo­
kratie“ . L ies t man die SED- 
Presse, könnte man meinen, sie 
habe seit jeher nur darin be­
standen, daß ein Bürgermeister 
jetzt selber Schlachtgenehmi­
gungen fü r Deputatschweine 
austeilen kann. Der Kern  der 
„Dem okratisierung“ g ing längst 
verloren, w eil sich die SED 
hüten w ird , die A x t an die 
W urzel des von ih r selbst ge­
schaffenen Übels anzulegen.
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Gefahr um die 
Bundeswehr'

D T . Es g ib t in der natürlichen 
Spannung zwischen Regierung 
und Opposition zwei Aufgaben, 
in denen ein Ausgleich der Ge­
gensätze und als seine Frucht 
ein gemeinsamer W eg  beider 
geboten ist. Das ist die Außen­
politik  und das ist die W ehr­
politik . Beide sind ihrem Wesen 
gemäß nach außen gerichtet: 
Sie dienen der guten Ordnung 
in den internationalen Beziehun­
gen des Staates und seiner äu­
ßeren Sicherheit. H ier ist immer 
das Volk  als Ganzes der Einsatz, 
und kein Staatsbürger kann 
sich ihm entziehen. Das ist der 
eigentliche Grund dafür, daß die 
Fragen  der Außen- und der 
W ehrpolitik  in Ländern, die 
sich durch staatsbürgerlichen 
Gem einsinn ' auszeichnen, am 
wenigsten umstritten sind. D er 
scharfe Kam pf, der kürzlich im 
Unterhaus zwischen Regierung 
und Opposition um die Suez- 
Frage stattfand, bestätigt als 
Ausnahme nur die in England 
gü ltige Regel. Oie bestätigt auch 
die demokratische Funktion der 
Opposition, die in einer ent­
scheidenden Stunde eindrucks­
vo ll und nicht ohne E rfo lg  
wahrgenommen worden ist.

Schluß m it dem W ehrstreit!
Nachdem bereits die deutsche 

Außenpolitik durch den unse­
ligen Streit zwischen Regierung 
und Opposition. schweren Scha­
den genommen hat, besteht 
heute die Gefahr, daß es der 
deutschen W ehrpolitik  ähnlich 
ergehen könnte. Auch um sie 
w ird  ein Streit geführt, der seit 
Jahren andauert: Zunächst um 
das Prinzip  der W iederbew aff­
nung überhaupt, das sogar 
Moskau bereits anerkannt hat, 
dann um Form  und Umfang der 
Bundeswehr, um ihre europä­
ische Verknüpfung, um W ehr­
pflicht oder Berufsheer, um die 
Dauer des Wehrdienstes usw. 
Das alles ist zumeist bereits 
ausgekämpft, und wenn dem­
nächst auch die Dauer der 
Wehrpflicht gesetzlich fe,stgelegt 
sein w ird, dann ist ein gewisser 
Schlußpunkt unter die langjäh­
rige Auseinandersetzung gewon­
nen. Das sollte dann auch der 
Punkt sein, an dem endlich die 
Einsicht beginnt, daß die W ehr­
politik  aus dem parteipolitischen

Streit herausgenommen und als 
gemeinsame Aufgabe aller P a r­
teien behandelt werden muß.

Es hängt nämlich sehr viel 
davon ab, daß das gelingt. Das 
ist vor allem eine Gewissens­
frage an die SPD,, die trotz 
grundsätzlicher Ablehnung der 
von der Bundesregierung ver­
fo lgten  W ehrpolitik  an der ge­
setzlichen Fundierung der neuen 
Bundeswehr m it wertvollen An­
regungen beteiligt war. Die 
SPD hat durchaus recht, wenn 
sie angesichts betrüblicher E r­
fahrungen der Vergangenheit* 
jede denkbare Sicherung perso­
neller und sachlicher A rt dafür 
verlangt, daß die Bundeswehr 
nicht —  lau und gleichgültig 
gegenüber dem demokratischen 
Staat —  w ieder w ie früher in 
ein Sonderieben zurückfällt, daß 
sie vielm ehr vom  staatsbürger­
lichen Geist der demokratischen 
Republik erfü llt und als Instru­
ment des Staates dem Staate 
auch vorbehaltlos ergeben ist. 
Es ist die gemeinsame Anstren­
gung der Bundesregierung und 
der großen Parteien, dieses Ziel 
über jeden Zweife l zu sichern.

SPD auf falschen W egen
Im  größeren Bereich der SPD 

sind indessen unter dem E in­
druck ihrer überwiegend nega­
tiven Einstellung zum M ilitär, 
die hier und da bis zur V er­
neinung reicht, Haltungen sicht­
bar geworden, die leider auf 
das Gegenteil des gemeinsamen 
Zieles hinauslaufen. W ir  emp­
fehlen den sozialdemokratischen 
Politikern, sich auch einmal in 
die Seele eines neuen deutschen 
Soldaten hineinzuversetzen, der 
sich fre iw illig  gemeldet hat 
oder später in w illig e r  E rfü l­
lung seiner staatsbürgerlichen 
Pflicht der Einberufung fo lgt. 
Wenn diese Soldaten von dem 
sozialdemokratisch gefärbten 
T e il unseres Volkes nur M iß­
trauen, Abneigung, Ablehnung 
und gelegentlich —  wenigstens 
von der sozialistischen Jugend 
— sogar Beschimpfungen erfah­
ren, dann darf man sich über 
ihre unvermeidliche Reaktion 
nicht wundern. Der Soldat näm­
lich sieht dann einfach die 
ganze sozialdemokratische W elt 
gegen sich gerichtet, zu der 
trotz a ller deklamierten Neutra­
lität immer mehr auch die Ge­
werkschaften w ieder zu rechnen 
sind. W er selbst gegenüber der 
Bundeswehr, über deren bittere 
Notwendigkeit unter vernünf­

tigen Menschen kein Streit sein 
sollte, eine unfreundliche und 
vielleicht sogar feindliche H a l­
tung einnimmt, der muß natür­
lich ‘ erwarten, daß er von ihr 
gleichfalls nicht als Freund, son­
dern als Gegner empfunden 
w ird . Soldaten sind nämlich 
auch Menschen.

E in solches negatives Gefühl 
gegenüber einer großen deut­
schen Parte i wäre bereits der 
Anfang einer neuen Po litis ie ­
rung des deutschen Soldaten, 
und zwar einer gefährlichen, 
die w ir  m it a ller Entschieden­
heit verhindern sollten. W ir  
haben es sonst w ieder w eit ge­
bracht, und über die F rage  der 
Schuld an dieser Entwicklung 
braucht dann nicht gestritten zu 
werden. W ir  erreichen dann ge­
nau das Gegenteil dessen, was 
w ir  gemeinsam sichern wollen: 
Statt der organischen Einord­
nung der Bundeswehr in  die 
staatsbürgerliche Selbstver­
ständlichkeit unserer Demokra­
tie begründen w ir  ihre Abkap­
selung in einem neuen „K orps­
ge is t“ gegenüber einem großen 
Te ile  unseres Volkes und 
schließlich auch gegenüber dem 
Staat selbst, —  vor allem dann, 
wenn die SPD  einmal zu seiner 
Führung berufen sein sollte.

Man m ag zugestehen, daß die 
SPD aus ihren Erfahrungen m it 
der kaiserlichen und der W e i­
marer Wehrmacht noch manches 
ehemals begründete Ressenti­
ment m it sich schleppt. Sie 
sollte aber einmal darüber 
nachdenken, ob sie nicht selbst 
damals einiges zu dem inzw i­
schen überholten Zustand bei­
getragen hat, in dem ihre heu­
tigen Ressentiments noch wur­
zeln. Sie sollte ferner darüber 
nachdenken, ob es nicht höchste 
Zeit ist, eine wehrpolitische 
Plaltung zu revidieren, die ein i­
germaßen anachronistisch ist 
angesichts der Tatsache, daß 
die SPD die Bundesrepublik als 
vorläufige Trägerin  deutscher 
Verteid igungskraft in  gleicher 
V  erantwortlichkeit m itgeschaf­
fen  hat. W ir  empfehlen der 
SPD, dem Beispiel ihrer sozia­
listischen Freunde in  anderen 
Ländern, z. B. in  Schweden zu 
folgen, unter deren langjähriger 
Regierungsführung* eine mo­
derne und ausgezeichnete Ver­
teidigungsmacht bewahrt und 
w eiter ausgebaut worden ist. 
Man sieht an diesem Beispiel 
jedenfalls, daß Sozialdemokraten 
auch anders können.



Der millionste Flüchtling
Appell an die Weit für Frieden und Einheit

Berlin (E igenm eldim g). Eine M illion  Menschen aus der 
Sowjetzone und Ostberlin sind seit dem 1. Januar 1949 nach 
W estberlin geflüchtet. In  der vergangenen Woehe wurde der 
m illionste Flüchtling von den Notaufnahmebehörden im  Flücht­
lingslager Marienfelde registriert.

W ie  Präsident Brandt vor 
dem Abgeordnetenhause er­
klärte, gebe das Eintreffen des 
millionsten Flüchtlings erneut 
Veranlassung, die Staatsmänner 
und die Völker anzurufen, 
Deutschland endlich den F r ie ­
den zu geben und w ieder zu­
sammenzubringen, was zusam­
mengehört.

Von den eine M illion  Flücht­
lingen wurden 600 000 in  die 
Bundesrepublik geflogen, an­
dere kehrten in die Sowjetzone 
zurück oder gelangten auf an­
deren W egen  in .die Bundes­
republik. über 500 000 Flücht­
linge waren K inder und Ju­
gendliche bis zu 25 Jahren.

Zu echten Opfern bereit
Hanau (A P/D PA ).. Bundes­

außenminister Dr. v. Brentano 
hat auf dem Landesparteitag 
der hessischen CDU die Außen­
politik . der Bundesregierung 
verteid igt. E r  sagte, wenn in 
Frankreich nach dem. 1. Januar 
1957 m it der W iedereingliede­
rung des Saargebietes keine 
Ressentiments gegenüber den

Bonn (AP/D PA ). D er britische 
Oppositionsführer Gaitskeli hai 
sich fü r eine baldige W ieder­
vereinigung Deutschlands aus­
gesprochen. Gaitskeli, der in 
einem Vortrag vor der Deutsch- 
englischen Gesellschaft in  Bad 
Godesberg sprach, betonte, daß 
alles getan werden müsse, um 
die W iedervereinigung unter 
der Voraussetzung zu erreichen, 
daß die Freiheit in W est­
deutschland erhalten und die 
Sicherheit des Westens nicht 
gefährdet würde.

Der britische Po litik er er­
klärte, d ie W iedervereinigung 
dürfe allerdings nicht von 
einem Abrüstungsabkommen 
abhängig gemacht werden, da 
man politische Abkommen nicht 
zur Bedingung fü r die A b ­
rüstung machen könne. E r

Deutschen bestehen werden, 
dann sei dies allein ein V er­
dienst des Kanzlers. E r betonte 
die Bereitschaft der Bundes­
republik, echte Opfer fü r die 
W iederverein igung zu bringen, 
lehnte jedoch erneut Gespräche 
m it Pankow  als indiskutabel ab.

Haas: Nach dem Urlaub 
wieder nach Moskau
Bremen (AP/D PA). D er deut­

sche Botschafter in Moskau, Dr. 
Haas, hat je tzt erneut erklärt, 
daß er im  Anschluß an seinen 
Urlaub w ieder nach Moskau zu­
rückkehren werde. Jeden V er­
such, seinem gegenwärtigen 
Aufenthalt in der Bundesrepu­
b lik  eine andere Deutung zu 
geben, w ies er zurück.

Berlin (K N A ). Auszüge aus 
einer P red ig t, die der Erfurter 
W eihbischof Dr. Freusberg am 
Vorabend des 8. Parteitages der

meinte, daß im  Gegenteil die 
Abrüstung vielleicht zur W ie ­
dervereinigung beitragen könne.

China: Schwierigkeiten in Tibet
Hongkong (A P ). Zum ersten 

Male hat das kommunistische 
China zugegeben, daß es in 
dem seit 1951 besetzten T ibet 
m it großen Schwierigkeiten zu 
kämpfen hat. In  einem Bericht, 
den der chinesische M ilitär­
gouverneur in Tibet, General 
Tschang Kuo-Hua, dem chine­
sischen Parte itag  vorlegte, 
heißt es, jede Veränderung in 
den Lebensgewohnheiten der 
T ibetaner werde „große Schwie­
rigkeiten fü r friedliche R e fo r­
men“ hervorrufen. Daher könn­
ten „diese Reform en in abseh­
barer Zeit nicht beginnen“.

Lieber LeserI
W ir wollen gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Wochenaus­
gabe in  der sowjetischen B e­
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Leser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir Sie, eine Ansiehts- oder 
Postkarte m it falschem Absen­
der, aber m it Angabe der Num ­
mer der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen an fo lgende Adres­
se zu schicken:

Herrn E. E e g i i
lierlin-Tem pelhof 1 

Manfred-v.-Riclithofen-Str. 2, I I

• Falls Sie den kleinen TAG  
mit der Post erhalten, entfernen 
Sie bitte Ih re Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B rie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir  danken Ihnen für Ihre 
H ilfe .

Ost-CDU in  W eim ar hielt und 
die in  ihren wesentlichen T e i­
len von der Ostpresse nicht 
w iedergegeben wurde, hat je tz t  
das „Petrusb latt'1 veröffentlicht. 
Freusberg sagte: „M it sorge­
vollem  Herzen muß, ich von 
einer Sache sprechen, die mich 
nicht zur Ruhe kommen läßt, 
das ist die in die Lehrpläne 
unserer Schulen eingebaute 
zwangsweise Einführung aller 
K inder in den atheistischen 
Materialismus.“  D ie Lehrpläne 
verlangten, daß die K inder in 
der atheistisch-materialistischen 
Weltanschauung gefestigt die 
Grundschule verließen. Damit 
entstehe ein unüberwindlicher 
Gegensatz zwischen der Lehre 
der Schule und dem Geist des 
christlichen Elternhauses, das 

'im  Gewissen verpflichtet sei, 
den Kindern die christliche 
Wahrheit ins H erz zu pflanzen. 
.Es sei unausbleiblich, daß ent­
weder die Autorität der Schule 
oder diejenige des Elternhauses 
zerbräche! „E in  solcher Zw ie­
spalt ist unerträglich, hier muß 
Wandel geschaffen werden.“

Gaitskeli zur Deutschiandfrage
Alles für die Wiedervereiniguisg in Freiheit

Ein unerträglicher Zwiespalt
WeihSiiselioI Dr. Freusberg zum Atheismus



HO — jetzt auf Raten
Die Industrieausstellung und „D ie  W elt der Frau4*

D rei D inge bewegen gegenw ärtig  jene Ostberlineiv die seit 
nunmehr drei Jahren auf brauchbare und erschwingliche Haus­
haltsgeräte warten: die W estberliner Industrieausstellung, die 
Stalinallee-Gebrauchsgüterschau „W e lt  der Frau“ und —  das 
neue HO-Teilzahhmgssystem . A lle  drei stehen miteinander im 
Zusammenhang. D ie  Tatsache, daß w ieder, w ie bisher in 
jedem  Jahr, halb Ostberlin zum Funkturm pilgert, um private 
Betrachtungen über den Lebensstandard anzustellen, ver­
anlagte die SED, eine Miniaturschau in der Sporthalle Stalin­
allee dagegenzustellen. Ein Feh ler —  w ie sich herausstellte — , 
denn erst diese Schau gibt die fü r die SED blamable V er­
gleichsmöglichkeit. D ie HO-Ratenzahlung aber hat weniger 
bekannte Hintergründe.

W as dort in der Sporthalle 
gezeigt w ird , sind —  soweit es 
sich auf im  Handel erhältliche 
Gegenstände bezieht —  weit 
überteuerte A rtike l von gerade­
zu erschreckend schlechter Qua­
lität. A ber auch die übrigen, 
zumeist erst neu entwickelten 
Gebrauchsgüter prophezeien 
ihren künftigen Besitzern 
wenig Glück.

Obwohl es sich fast durchweg 
um Nachahmungen westlicher 
Qualitätserzeugnisse handelt, 
versagen vie le Geräte bereits 
bei der Vorführung. W as man 
beispielsweise im  Augenblick 
an Kühlschränken zeigt, sind 
lediglich 'Musterstücke. D ie ge­
samte Kühlschr ankpro duktion 
ist gestoppt, Tausende un­
brauchbarer Schränke liegen in 
den Handelszentralen fest. Die 
Neuproduktion w ird  etwa im 
Februar anlaufen.

Teure Waschmaschinen
Ähnlich ist es m it der Wasch­

maschinenproduktion. Man hat 
aus einer falschen Planung her­
aus nur „Großgeräte“ produ­
ziert, die aber wiederum zu 
klein sind, um von Groß­
wäschereien gekauft zu werden. 
Für die Hausfrau sind diese 
vie l zu teuren Geräte vö llig  un­
brauchbar, zumal sie Unmengen 
Waschmittel verbrauchen. Die 
E lektrogeräte sind zum Te il 
schlechter geworden, seit sie 
von schwerindustriellen Groß­
betrieben „so nebenbei“ her­
gestellt werden. Rundfunk­
geräte, deren Produktion für 
die Zonenbetriebe weitaus b il­
lig e r  ist, sind bei m inderer 
Qualität v ie l teurer als ent­
sprechende Westgeräte.

W e r  die Industrieausstellung 
besucht, dem fä llt  übrigens das

Im itierta lent der Zonenindustrie 
w en iger auf. Diese bringt jetzt 
etw a die nachgeahmte W est­
produktion von 1954/55. D ie 
Anlaufzeit ist zu groß, und ehe 
sich die Zonenindustrie m it den 
nachzubauenden W esterzeug­
nissen befreundet hat, sind 
diese schon durch zwei Jahre 
überholt. W e r  das alles weiß, 
kauft sich lieber ein W est­
erzeugnis, gebraucht und Jahr­
gang 1954, und hat dann immer 
noch etwas w eit Besseres als 
das, was ihm je tz t in der HO 
geboten w ird . D ie Westhändler 
w issen dies, und vie le Quali­
tätserzeugnisse der durch die 
ständigen Neuerscheinungen

Eie Saar grüßt Berlin
Berlin  (Eigenm eldung). A ls 

Ausdruck der Verbundenheit 
der Saar m it Berlin hat der 
saarländische W irtschaftsm ini­
ster Dr. Brinkmann dem Präsi­
denten des Abgeordnetenhauses, 
Brandt, sowie W irtschaftssena­
tor Dr. Hertz Originalgruben­
lampen von der Saar überreicht. 
Dr. Brinkmann, der W ir t­
schaftsbesprechungen m it ver­
schiedenen Berliner Stellen 
führte, äußerte sich außer­
ordentlich positiv über die Ber­
liner W irtschaftsentwicklung. 
E r  w ill eine saarländische A b­
satzorganisation ins Leben 
rufen, die nach dem Berliner 
Vorb ild  errichtet werden soll.

24 Düsenjäger für Israel
Ottawa (D PA ). Die kana­

dische Regierung hat über­
raschend beschlossen, 24 Düsen­
jäger an Israel zu verkaufen. 
Sie gab damit einem Ersuchen 
Israels statt, das bereits vor 
mehreren Monaten gestellt, b is­

überholten Produktion gehen 
zu w eit verb illigten  Preisen 
nach Ostberlin.

Durchsichtiger Ratentrick
So kommt es zu der Sache 

m it den Raten. Die SED hat 
sich erst jüngst grundsätzlich 
gegen das Teilzahlungssystem 
ausgesprochen. Warum also 
jetzt eine Schwenkung um 
180 Grad? D ie Antw ort ist 
simpel. HO und Konsum sitzen 
auf Bergen unabsetzbarer K on ­
sumgüter fest, die man späte­
stens im  kommenden Frühjahr 
gew altig  im  Pre is herabsetzen 
muß. Das bringt dem Staats­
handel wesentliche Verluste. 
Folg lich  versucht man, dem 
Konsumenten jetzt die über­
teuerten Geräte auf langfristige 
Ratenzahlung zu verkaufen, um 
die Verlustspanne zu senken. 
W er nun bei der HO kauft, 
ka.nn sich im  Frühjahr über 
seine Dummheit ärgern, die HO. 
aber lacht sich ins Fäustchen.

Auch das ist ein kleiner Bei­
trag  zur Industrieausstellung, 
die niemand versäumen sollte 
und die der SED so sehr an die 
Nerven geht.

her jedoch immer abgelehnt 
worden war. W ie  M inisterpräsi­
dent St. Laurent m itteilte, ist 
die Entscheidung seiner R eg ie­
rung durch die sowjetische 
L ieferu ng von Düsenflugzeugen 
an Ägypten stark beeinflußt 
worden. Israel habe verspro­
chen, die F lugzeuge lediglich 
zu Verteidigungszwecken ein­
zusetzen.

Nachspiel zum Moskauer 
Kommunique

Den Haag (D P A R  Der indo­
nesische Außenminister Abdul- 
gani w ird  sich voraussichtlich 
vor dem Parlament verantwor­
ten müssen, w eil er m Moskau 
ein gemeinsames sowjetisch­
indonesisches Kommunique un­
terzeichnet hat. D ie beiden der 
indonesischen Regierungskoali­
tion angehörenden M oslem -Par­
teien sind der Ansicht, daß 
diese Handlung des Außen­
ministers gegen die indone­
sische P o litik  der Unabhängig­
keit und Souveränität verstößt.



So sind sie itirklichs

„Fachkenntnisse nicht erforderlich44
Unsichtbar stand hinter dem 

letzten W eim arer Parte itag  der 
Ost-CDU der Name eines Man­
nes, der gern Parteivorsitzen­
der werden möchte, wenn der 
alternde-Nuschke ihm sein Amt 
zur Verfügung stellte: Lu it­
pold Steidle. Das Am t des M i­
nisters fü r  Gesundheitswesen 
allein scheint Steidle w enig 
sicher, seit sich die K lagen 
über sein Ministerium häufen. 
Und es wäre nicht das erste 
Mal, daß ein Ost-Minister seine 
schlechte Amtsführung durch 
eine politische R o lle  zu kom­
pensieren sucht. ^ 

E igenartig  und widersinnig 
ist dieses Mannes Lebenslauf. 
Im  März 1890 als Sohn eines 
U lmer Kriegsgerichtsrates ge­
boren, w ird  er W eltk riegso ffi­
zier im . königlich-bayerischen 
Leibregim ent. Dann studiert 
er Agrarwissenschaft, w ird  
Gutsinspektor, bis ihn 1934 die 
Wehrmacht des neuen NS- 
Staates ruft. A ls aktiver Offi­
zier avanciert er bis zum Ober­
sten und Regimentskomman­
deur, als der er 1943 bei Stalin­
grad in. sowjetische Gefangen­
schaft gerät.

Das „Nationalkomitee“
E r w ird  einer der ersten „Um ­

schüler“ des von K PD -E m i- 
granten geleiteten „National­
komitees Freies Deutschland“ 
und M itbegründer des „Bundes 
Deutscher O ffiziere“ . A ls 2. P rä ­
sident dieser Gruppe kehrt er 
m it den ersten deutschen Kom ­
munisten unmittelbar bei 
Kriegsende nach Deutschland 
zurück.

-A ber anstatt fo lgerichtig  der 
K P D  beizutreten oder die spä­
tere Entwicklung der N D PD  
abzuwarten, schleust ihn die 
kommunistisphe Kaderpolitik  in 
die soeben gegründete CDU. 
Trotzdem  bleibt er w eiter un­
ter der Obhut der K P . Bereits 
im Dezember 1945 machen ihn 
seine Lehrm eister zum V ize­
präsidenten der Deutschen V er­
waltung fü r1 Land- und Forst­
wirtschaft. Als. Stellvertreten­
der Vorsitzender der „Deut­
schen W irtschaftskommission“ 
gehört er 1948 bereits zu den 
führenden Männern der künfti­

LUITPOLD STEIDLE

gen Zonenregierung. Es war 
der Dank der SED, für, die sich 
Steidle nach dem Verrat an 
Jakob Kaiser und Ernst Lem - 
mer auf die Seite Nuschkes 
und Dertingers schlug.

Steidle rückte in den „P o lit i­
schen Ausschuß“ der Ost-CDU 
auf und wurde damit auch 
einer der Spitzenfunktionäre 
dieser Partei. Andere Ehren­
funktionen setzten ihn überall 
dort ein, wo die Parte i den im 
„Nationalkom itee“  geformten 
„Bürgerlichen“ sehen wollte. 
D ie Regierungsbildung vom 
Oktober 1949 trug ihm den 
Posten des M inisters fü r Arbeit 
und Gesundheitswesen ein.

Fremd im eigenen Haus
■ Es w ar ein schwieriger 

Posten fü r Steidle, der fachlich 
vö llig  unbelastet war. Bald 
wurde das Ministerium geteilt, 
so daß er nun „M in ister für 
das Gesundheitswesen“ war. Ör 
bli.'b frem d im eigenen Haus. 
Seine Sekretärin unterstand 
dem Personalchef, der w ieder­
um die Schlüssel zu Steidles 
Panzerschrank besaß. Der Stab 
fachlicher SED - Referenten 
schickte „seinen“ M inister auf 
Reisen, er durfte Krankenhäu­
ser lind Säuglingskrippen in­
spizieren.

So ist Steidle allmählich vö l­
lig  isoliert worden. Seine Un­
tergebenen leiteten das M ini­
sterium, aber die SED hat 
einen „bürgerlichen“ M inister 
vorzuweisen. Nach der Verhaf­
tung Dertingers und Hamanns 
war dies von nicht geringem  
propagandistischem W ert. Für 
Steidle spricht, daß er anfangs 
noch versuchte, eigene Parte i­
freunde im  Ministerium zu hal­
ten. Bald aber mußte er er­
kennen, daß zum Regieren 
mehr als nur der hier zw e ife l­
hafte M in isterrang gehört. Spä­
ter kamen andere Sorgen hin­
zu. Die Ärzteflucht aus der 
Zone, der steigende Kranken­
stand in der von der SED miß­
trauisch beobachteten Grund­
stoffindustrie. O ft versuchte der 
M in ister einzugreifen, immer 
w ieder w arf ihn die fachliche 
Unfähigkeit zurück. Der SED 
w ar es recht, denn nur so war 
er ein „bequemer“ Minister.

Gefahr auf dem Lande
Seit drei Monaten droht eine 

andere Gefahr. Das Gesund­
heitswesen auf dem Lande 
seit Jahren vernachlässigt — 
trägt böse Früchte. D ie SED 
hat Untersuchungskommissio­
nen eingesetzt, deren Erm itt­
lungen der M inister nicht zu 
sehen bekommt. Nun fürchtet 
er um sein Amt, der Vorsitz in 
der Partei w äre seine Rettung. 
Nuschke ist alt und müde, die 
Frage der Nachfolge steht 
ohnehin.

Eine andere Chance — wenn 
man es so benennen w ill — 
wartet noch auf Steidle. D ie 
SED spielt m it dem Gedanken, 
die „Nationale Fron t“ und das 
Gros der kommunistischen Un­
terorganisationen zu einer orga­
nisatorisch starken „Volksfron t“ 
umzubilden. Eine solche Orga­
nisation braucht Männer, die 
man im Parte ijargon  kurz als 
..bürgerliche Kommunarden“ 
charakterisiert. Steidle- hat 
schon einmal, in der . Volkskon- 
sreßbewegung eine ähnliche 
Rolle gespielt. Ohne , Zweifel 
stünde er der SED auch heute 
zur Verfügung, wenn diese ihn 
benötigte.



Notenwechsel Bonn—Moskau
Es gellt um die Heimkehr deutscher und sowjetischer Bürger

Bonn (Eigenmeldung:). D ie Bundesregierung hat die Sow jet­
union erneut aufgefordert, der Botschaft der Bundesrepublik 
in Moskau die Aufnahme eines Kontaktes m it den deutschen 
Fachleuten, in  Suehumi am Schwarzen M eer zu ermöglichen. 
In  einer Note, die der Geschäftsträger in Moskau dem stell­
vertretenden sowjetischen Außenminister Sorin übergeben hat, 
w ird  darauf hingewiesen, daß ein großer T e il der Suchomi- 
Deutschen. in die Bundesrepublik zurückkehren w ill.
D ie Regierung der Sow jet- In  einer sowjetischen Note,

zone versuche aber, diesen 
Deutschen Pässe fü r die So­
w jetzone aufzudrängen. Dieser 
Versuch w ird  von der Bundes­
regierung als eine Mißachtung 
der Freiheit des Individuums 
bezeichnet, die auch durch 
einen Vertrag zwischen der 
Sow jetregierung und der Pan- 
kower Regierung nicht verletzt 
werden dürfe.

In  der N ote w ird  w eiter dar­
auf hingewiesen, daß die V er­
träge der Sow jetregierung mit 
den deutschen Fachleuten schon 
Ende 1954 oder An fang 1955 ab­
gelaufen waren. Am  12. Dezem­
ber 1955 seien die Deutschen 
aus der Gegend von Moskau 
ans Schwarze M eer gebracht 
worden. Einen T a g  später sei 
Bundeskanzler Dr. Adenauer 
von der Sow jetregierung zu­
gesagt worden, daß es allen 
deutschen Facharbeitern in der 
Sowjetunion freistehe, in die 
Bundesrepublik zurückzukeh­
ren. Abschließend stellt die 
Bundesregierung m it Bedauern 
fest, daß die Sowjetunion weder 
ihre vertragliche Verpflichtung 
gegenüber den deutschen Fach­
arbeitern noch ihre Zusicherun­
gen gegenüber der Bundes­
regierung eingehalten habe.

„Stalinisten“ nicht mehr im Präsidium
W ien (D PA ). Bei der W ahl 

für das neue Präsidium  des 
ungarischen Schriftsteller-Ver­
bandes sind alle als stalinistisch 
geltenden Schriftsteller von der 
Wahlliste gestrichen und durch 
namhafte sozialdemokratische 
oder bürgerliche Autoren er­
setzt worden. D ie Wahl, die 
vorige Wcche stattfand, war 
nach M itteilung unterrichteter 
Kreise die erste fre ie und ge­
heime W ahl in Ungarn seit 
Kriegsende.

die kurz darauf der Bundes­
regierung in Bonn übergeben 
wurde, frag t die Sow jetregie­
rung nach dem Schicksal von 
3013 sowjetischen Staatsange­
hörigen, die im  K riege  zwangs­
weise in das Deutsche Reich 
gebracht worden seien. Sie b it­
tet die Bundesregierung, ihr

bei ‘der Auffindung dieser na­
mentlich angeführten Personen 
behilflich zu sein und kündigte 
w eitere L isten m it den Namen 
sowjetischer Bürger an. Von 
deutscher Seite wurde bei der 
Übergabe der N ote eine sorg­
fä ltige  'Prüfung zugesagt.

E in Regierungssprecher teilte  
mit, daß etwa 20 000 sow je­
tische Staatsangehörige im Bun­
desgebiet leben. In  dieser Zahl 
sind Balten und Ostpolen, die 
von der Sowjetunion als sow je­
tische Staatsbürger beansprucht 
werden, nicht enthalten. Der 
Regierungssprecher w ies erneut 
auf den Grundsatz hin, daß 
jeder ausländische Staatsange­
hörige, der diesen Wunsch habe, 
jederzeit in seine Heim at zu- 

* rückkehren .könne.

Der ewige Notenwechsel
D T. In  dem langwierigen 

Streit um die Rückkehr deut­
scher und sowjetischer Staats­
bürger in ihre Heimatländer 
wurden kürzlich ungefähr gleich­
ze itig  wiederum zwei Noten 
überreicht; eine deutsche in 
Moskau und eine sowjetische in 
Bonn. D ie Bundesregierung 
fo rdert erneut fü r die deutschen 
Spezialisten in Suehumi das 
Recht zur Ausreise in die Bun­
desrepublik und stellt fest, daß 
bisher rund 200 von ihnen die 
Ausreise nach Westdeutschland 
wünschen. D ie sowjetische R e ­
gierung dagegen fordert die 
„Rückführung“ von rund 3000 
namentlich genannten sow je­
tischen Staatsbürgern und kün­
d igt weitere Listen  von P e r­
sonen an, die nach der Sow jet­
union zurückgebracht werden 
sollen.

D ie deutsche und die sow je­
tische Forderung sind vonein­
ander grundverschieden. W äh­
rend die Bundesregierung dar­
auf besteht, daß dem erklärten 
W illen  der in Suehumi zurück­
gehaltenen Deutschen zur Aus­
reise in die Bundesrepublik 
stattgegeben w ird , fordert Mos­
kau die „Rückführung“ sow je­
tischer Staatsbürger, die nicht 
in die Sowjetunion zurückkeh­
ren wollen. Sie sollen gegen 
ihren W illen  sozusagen nach 
der Sowjetunion „verfrachtet“ 

-werden. Gemessen an den 
Rechtsauffassungen der Länder, 
in  denen die Grundsätze der 
Humanität gelten und die

Charta der Menschenrechte da­
zu, hat die Sowjetunion in  bei­
den Fällen  unrecht: m it dem, 
was sie fordert und auch m it 
dem, was sie verweigert. S ie . 
kann w eder die Ausreise der 
Deutschen, die dieses -gute 
Recht in Anspruch nehmen, ver­
w eigern noch kann sie die ge­
waltsame Rückführung solcher 
sowjetischer Staatsbürger fo r ­
dern, die zur Rückkehr in die 
Sowjetunion nicht bereit sind.

D ie Bundesregierung jeden­
fa lls is t in keiner W eise in der 
Lage, dem sowjetischen Ansin­
nen zu entsprechen. W as im 
Verstoß gegen die Menschen­
rechte einmal zwischen H itler 
und Stalin möglich war, näm­
lich die gewaltsame Ausliefe­
rung deutscher kommunisti­
scher Em igranten durch Mos­
kau an die Gestapo Himmlers, 
das ist nun einmal zwischen 
Bonn und Moskau unmöglich. 
In  Deutschland, in W e s t *  
deutschland hat sich nämlich 
inzwischen einiges geändert. 
M öglich und sogar erwünscht 
ist es dagegen jederzeit, daß 
alle sowjetischen-, Staatsbürger, 
die in ihre Heim at zurückkeh­
ren wollen, dies sofort m it 
denkbar größter Unterstützung 
durch die deutschen Behörden 
auch tun können. D ie sow je­
tische Botschäit in  Bonn be­
steht nun bereits so lange, daß 
sie sich über die Tatsächlich­
keit und W ahrhaftigkeit dieser 
Feststellung erschöpfend in for­
mieren konnte.



Adenauer warnt Europa
Staatsbesuch in Brüssel — Belgien gibt deutsche Gebiete zurück

Brüssel (E igenm./AF). Zum ersten. M ale seit dem K riege  hat 
in dieser W oche der deutsche Bundeskanzler Belgien  einen 
Staatsbesuch abgestattet. D er zweitägige* Besuch verlie f in einer 
sehr herzlichen Atmosphäre und hat zu einer noch engeren Ge­
staltung der Beziehungen zwischen den beiden Ländern bei- 
getrageiii Höhepunkte des Besuches waren die Regelung aller 
strittigen Grenzfragen und eine Rede Dr. Adenauers, in der er 
d ie europäischen Völker eindringlich ermahnte, eine Föderation 
der europäischen Staaten zu gründen, um der „europäischen 
N ot“ , ein Ende zu bereiten.

Belgien  ist von allen ehemali­
gen Kriegsgegnern  Deutsch­
lands das erste Land, das alle 
ungeklärten Grenzfragen m it 
der Bundesrepublik bereinigt 
hat. Durch den Vertrag kehren, 
vorbehaltlich einer Regelung im 
Friedensvertrag, die Orte B ild ­
chen, Leykaul, Losheim , H em ­
meres und Lichtenbuscn m it 
648 Deutschen in den deutschen 
Staatsverband zurück,

Dr. Adenauer, der in Brüssel 
vor einem internationalen P u ­
blikum sprach, forderte die 
europäischen Nationen auf, die 
Konsequenzen aus der geschicht­
lichen Entwicklung zu ziehen, 
die zu größer Machtkonzentra­
tion bei den U SA und der So­

Berlin  (Eigenmeldung). Der 
frühere Vorsitzende eines der 
berüchtigten fliegenden Stand­
gerichte, der 46jährige ehe­
m alige M ajor Erw in  Helm, ist 
im  W estberliner Flüchtlings­
lager Marienfelde von der K r i­
minalpolizei verhaftet worden. 
Seit 1952 lieg t bei der Staats­
anwaltschaft in W ürzburg ein 
H aftbefeh l gegen ihn vor.

H elm  hatte m it seinem Stand­
gericht in den letzten K riegs­
monaten M ärz und A pril 1945 
vorw iegend im  west- und m it­
teldeutschen Raum zahlreiche 
Hinrichtungen, zum T e il ohne 
ordentliche Gerichtsverfahren, 
vollzogen. 1952 wurde Helm  
vom Ostberliner Stadtgericht zu 
einer lebenslänglichen Zucht­
hausstrafe verurteilt, jedoch 
vor ein igen Wochen durch eine 
Amnestie der Sowjetzone aus 
der Strafanstalt Brandenburg 
entlassen. Während seines P ro ­
zesses in Ostberlin hatte Helm  
zugegeben,, etwa 230 Todes­

wjetunion und zum Erscheinen 
neuer Staaten der asiatisch­
afrikanischen W e lt geführt hat, 
und eine europäische Verein i­
gung zu bilden. D ie Europäer 
müßten, wenn sie sich behaup­
ten und w ieder eine Ro lle in 
der W e ltpolitik  spielen wollten, 
auf nationale Vorstellungen ver­
zichten und eine gemeinsame 
P o litik  betreiben. „W ir  müssen 
handeln, andere handeln auch.“ 
Der Teilnehmerkreis soll nach 
den W orten Dr. Adenauers 
nicht begrenzt und das Arbeits­
geb iet so umfassend wie m ög­
lich sein.

D ie deutsche Teilung zog sich 
w ie ein roter Faden durch die 
Besprechungen, die Dr. Aclen-

urteile bestätigt und in zwei 
Verfahren „beschleunigt“ ein­
gegriffen  zu haben.

E isenhßwer:
Ohne Leidenschaft

Washington (AP/DPA). Präsi­
dent Eisenhower liat in seiner 
ersten größeren W ahlrede auf 
seine bisherige Friedenspolitik 
hingewiesen und nachdrücklich 
betont, daß Amerika auch künf­
tig  bereit sei, seine große 
Stärke „zum Nutzen und nicht 
zum Schaden der W e lt“ einzu­
setzen. Auch in der F rage des 
Suezkanals hätten die USA „m it 
Sorgfa lt und Zurückhaltung“ 
gesprochen. Da sich zwischen 
zwei oder m%hr Nationen, die 
m it den USA in  F reihe it ver­
bündet seien, immer Meinungs­
verschiedenheiten ergeben könn­
ten, könne es sich die amerika­
nische Regierung nicht leisten, 
d ie eine oder die andere Seite 
„leidenschaftlich“ zu unter­
stützen.

auer und seine Begleiter m it 
den belgischen Politikern hat­
ten. D er belgische M inister­
präsident van Acker nannte aie 
Teilung eine der wichtigsten 
Ursachen fü r die bestehenden 
Spannungen in der W elt. D ie 
W iedervereinigung in Frieden 
und Freiheit würde wesentlich 
zur Sicherung der Zukunft 
Europas beitragen.

Flucht in die Freiheit
Berlin (Eigenmeldung/AP). Ein 

P ilo t ' der polnischen Luftwaffe 
ist am Dienstag m it elftem so­
wjetischen M IG-Düsenjäger auf 
der dänischen Insel Bornholni 
gelandet und hat um politisches 
A sy l ersucht. Zwei Tage zuvor 
waren in  N iederbayern zwei 
tschechoslowakische Flüchtlinge, 
ein O ffizier der Lu ftwaffe und 
ein Z ivilist, m it einem Schul­
flugzeug gelandet und hatten 
bei der deutschen Po lize i um 
flugzeug ' gelandet und hatten 
ist ein sowjetischer Funker im 
Kattegat von Bord eines sow je­
tischen Schiffes gesprungen und 
hat sich unter den Schutz dä­
nischer Behörden gestellt.

SS3, fierfiören!
Der kleine TA G  w ird  ver­

sandt und verte ilt ohne 
Rücksicht aui d ie politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt* 
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie W ahrheit m  
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird , kann den kleinen TAG  
also ruhig bei der Po lize i 
oder beim Bürgermeister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben. übrigens 
w ird  er auch dort gern 
gelesen.
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Die deutsche Handball-Nationalmannschaft ist zu einer 20tägigen Rundreise durch Japan in 

Tokio eingetroffen. Trotz eines umfangreichen Begrüßungsprogrammes fanden die Sportler 

noch Zeit, sieh die Sehenswürdigkeiten Tokios anzusehen.

Mit Eisernem Kreuz am Rumpf. Eine Sehulmaschine mit Düsenantrieb der neuen deutschen
Luftwaffe.


